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EDITORIAL
Liebe Leserinnen, liebe Leser! Nun ist die Zeit gekommen, dass (erneut) umfassende Gesetzesreformen vor der

Tür stehen. Nach einer Vielzahl sogenannter „Eckpunktepapiere“ liegen nun insbeson-
dere zwei Referentenentwürfe vor, die große Auswirkungen auf die Tätigkeit aller im
Kindschaftsrecht tätigen Professionen in Aussicht stellen. Dabei verdient das geplan-
te Gesetz zur Modernisierung des Kindschaftsrechts besondere Aufmerksamkeit. Ins-
gesamt soll das Bürgerliche Gesetzbuch hier eine neue Struktur erhalten. Dabei bleibt
kaum ein Stein auf dem anderen. Es fällt auf, dass an einigen Stellen die in der Recht-
sprechung entwickelten Grundsätze zur Auslegung des unbestimmten Rechtsbegriffs
„Kindeswohl“ in Gesetzesform gegossen werden. Dies sorgt an vielen Stellen für
Rechtsklarheit und ist vor allem für außerjuristische Professionen hilfreich, denen sich
Normgehalte hierdurch leichter erschließen dürften. Auch ist die angestrebte Stärkung
der Kinderrechte sowie das besondere Augenmerk aktueller Gesetzesvorhaben auf
den Schutz vor häuslicher Gewalt sehr zu begrüßen. Leider greift das Vorhaben aber
vor allen an zwei Stellen zu kurz: Dies gilt zum einen bei den geplanten Regelungen
zu den Betreuungsmodellen. Denn der Entwurf erledigt durch die beabsichtigte Kodifi-
zierung zwar die geäußerten verfassungsrechtlichen Bedenken einer unzulässigen
Rechtsfortbildung durch die Rechtsprechung im Zusammenhang mit familiengericht-
lichen Umgangsregelungen, die nach Ansicht des BGH de lege lata bis hin zu einer
Änderung des Lebensmittelpunktes eines Kindes statthaft sein sollen. Es bleibt aber
auch nach dem Entwurf die strikte Trennung von elterlicher Sorge und Umgang, was
weiterhin erhebliche Verwerfungen erwarten lässt. Zum anderen ist die beabsichtigte
Reform des Sorgerechts nicht miteinander verheirateter Eltern allenfalls halbherzig
zu nennen. Hier sieht der Entwurf die Einführung eines weiteren Tatbestandes zum
Erwerb der gemeinsamen elterlichen Sorge in Form eines sog. Widerspruchsmodells
vor, welches nachdrücklich abzulehnen ist. Der Gesetzgeber sollte hier endlich das
bürokratische Wirrwarr beseitigen und die einseitige Sorgeerklärung des Vaters zur
Begründung der gemeinsamen elterlichen Sorge mit einer anschließenden Möglich-
keit eines familiengerichtlichen Verfahrens zur Korrektur genügen lassen. Unabhän-
gig hiervon ist dringend davor zu warnen, für gerichtliche Entscheidungen in Kind-
schaftssachen leichtfertig eine Möglichkeit der Abänderung unterhalb der bisherigen
Schwelle („triftige Gründe“ des Kindeswohls) zu ermöglichen. Dies konterkariert das
Grundsicherheitsbedürfnis der betroffenen Kinder und die Akzeptanz gerichtlicher Ent-
scheidungen.
Es bleibt aber nicht bei der beabsichtigten Reform des materiellen Rechts. Auch das
Verfahrensrecht soll in erheblichem Umfang geändert werden. An vielen Stellen ist
dies sehr zu begrüßen. Vor allem die in Aussicht gestellte Rechtsklarheit bei der An-
fechtbarkeit einstweiliger Anordnungen sowie ein Rechtsmittel gegen Eilentscheidun-
gen in Umgangssachen ist ebenso wie die Reform des Beschwerdeverfahrens vor
dem Oberlandesgericht sehr erfreulich. Vorsicht dürfte jedoch geboten sein, soweit
eine Ausweitung der Verfahrensfähigkeit Jugendlicher im Raume steht. Es muss drin-
gend dafür Sorge getragen werden, dass der Gedanke der Kindzentrierung des Verfah-
rens weiterhin in den Vordergrund gestellt wird. Sollte es dem Kindeswohl abträglich
sein, müssen die Gerichte insbesondere die Möglichkeit haben, Jugendliche durch be-
gründeten und unanfechtbaren Beschluss von der Teilnahme an einem Erörterungs-
termin auszuschließen. Im Übrigen steht zu befürchten, dass einige Elternteile diese
beabsichtigte Stärkung der Verfahrensposition von Jugendlichen (teilweise) durch
massive Einflussnahmen missbrauchen. Die Familiengerichte müssten dem dann
Einhalt gebieten (können).
Es dürfte damit zu rechnen sein, dass sich die Reformpakete ihren Weg durch das Ge-
setzgebungsverfahren bahnen werden und bereits im nächsten Jahr in Kraft treten könn-
ten. Hoffentlich werden sich die hiermit verknüpften Erwartungen eines nachhaltig positi-
ven Effekts auf die von Gerichtsverfahren betroffenen Kinder erfüllen.

Ihr

Prof. Dr. Stefan Heilmann
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Einige Überlegungen zur beabsichtigten Reform des Kindschaftsrechts ...... 287
Andrea Brebeck
Wenn der Schutzort zum Tatort wird ......................................................... 292
Akbar Mahmoudi
Fachliche Empfehlungen und Atteste als Argumentationsinstrument
in familiengerichtlichen Verfahren ............................................................. 296

Rechtsprechung .................................................................... 303

Umzug eines Elternteils mit dem Kind — Pflicht zur Wiederherstellung
des vorherigen Zustands
EGMR, Urteil vom 9.4.2026 — 6656/24 .................................................. 303

§ 1628 BGB bei Umzug von Elternteil und Kind
OLG Frankfurt, Beschluss vom 29.5.2026 — 5 UF 113/26 ..................... 309

Inobhutnahme — Bestellung eines Verfahrenspflegers
VG Hannover, Beschluss vom 18.6.2026 — 3 A 3593/26 ...................... 315

Inobhutnahme — Kindeswohlgefährdung, latente Kindeswohlgefährdung
VG Karlsruhe, Urteil vom 19.5.2026 — 8 K 4287/25 ...................................... 316

Verbandsinformationen ........................................................ 326

Impressum ............................................................................ 291

ZKJ
ZKJ — Zeitschrift für
Kindschaftsrecht und Jugendhilfe
herausgegeben in Verbindung mit der
Bundeskonferenz für Erziehungs-
beratung e.V.

Grundrichtung: Die ZKJ ist eine interdisziplinär aus-
gerichtete Fachzeitschrift und unabhängiges Informati-
ons- und Diskussionsforum für die praktische Umset-
zung und Anwendung des Kindschafts-, Jugend- und
Jugendhilferechts und ihrer angrenzenden Gebiete und
zeichnet sich durch die ausführliche und praxisbezoge-
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Ärztlicher Direktor Universitätsklinikum Ulm
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